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bewerkschaflsvewegung i Wohnungsbaufragen vor Sem Vürgerausfchufi
Die Reichsbahn gegen die Eisenbahnarbeiter

ct * *
.
n n” l4> unter dem gestrigen Datum berichtet:

tot» i,rt n »wischen den Gewerkschaften und der Hauptverwal .
iiLer di / Ätschen Reichsbahngesellschaft erneut Verhandlungen

J Geforderte zwischentarifliche Lohnerhöhung für die Eisen-
ten dj , ^att - Einer Berliner Korrespondenz zufolge erklar-
tune v . ^ werkschaftsvertretei, boB sie trotz der ablehnenden Hal-
i, ^ .

' Reichsbahn an der Förderung , die Löhne im allgemeinen
^ iHen i

^ sihalten mühten. Da jedoch zurzeit dies nicht zu er-

M n erlangten ste Einführung der Dienstalterszulage nach
! bieie . u er

-
ber Reichsvost und Gleichstellung des Mrtschaftsge -

"' rvalt Wirtschaftsgebiet I . Die Vertreter der Sauvt -

« l Utte i>er Reichsbahn lehnten diese Forderungen entschie -
^eichsd s Gewerkschaftsvertreter haben der Verwaltung der
sieK . dann eine Erklärung übermitteln lassen , in der
ii&jj Kenntnis nehmen, daß die Hauptverwaltung nur bereit ist,
>di ^ Drtslohnzulagen zu verhandeln . Sie sprechen darüber

&Quctn aus , da die Ortslohnzulagenregelung nur eine
^ ren Maßnahme zur Behebung des Notstandes sei, er-

». sich aber bereit , daran mitzuarbeiten .
^etabeau schroff ablehnende Haltung der Hauptver -

unb
der Reichsbahn gegenüber den durchaus maßvollen

" ^chtigten Forderungen der Eisenbahnarbeiter wird
^ kbitterung auslösen . Wir sind überzeugt , daß die

sitz Erwartung kaum Widerstand leisten würde , wenn es
handelte , den höheren und hohen Beamten

•wen
^ ^haltszulagen zu geben . Die Arbeiter aber mit

stz, .
" ^ wmerlichen Löhnen mögen sehen , wie sie sich durch-

7? ' Die Reichsbahn zeigt immer schärfer einen aufrei -

starken antisozialen Geist .

Die Sozialdemokratie fiir den Kleinwohnungsbau unS gegen Mietwucher

Die Macht der Organisation

d « ^ . . soeben beendeten LoHnkampf erzielt
sxl , Genoss« Husemann feiert darin die Macht und die

Hutung der Organisation . Er schreibt u . a . :
K» ^7, x Arbeiter in dem weit ausgedehnten Braunkohlengebiet
l. D ^ ^ derlaufitz bis Helmstedt und von Kassel bis Frankfurt a.
tri tz." „ den wie eine Mauer zusammen. Auch die schäbigsten Mit -
h„ TI Unternehmer, die wirkliche Einheitsfront der Arbeitermas «

durchbrechen , scheiterten an der klaren Erkenntnis ,
Einigkeit zum Ziele führen kann . Man
Bergarbeiterorten gewesen und Teilnehmer der Streik -

XKrtt «ft !.“«« » gewesen kein, um den geradezu begeisterten Einsatz
^ lolr * richtig würdigen zu können. Mit der gröbteu Ge »
ft,,,/ " nheit , Nüchternheit und Disziplin wurde se¬

it^ ; -, ? " leumdungeu , die die Unternehmersyndizi der Presie
<I»t,Tö . ? " Xn , erreichten keine Wirkung . Selbst ausgesprochene

drorgane muhten die Besonnenheit und Disziplin der
,i»jh v ** "«erkennen. Diese Geschlossenheit führte dann auch recht
tebex

"
Axuen Verhandlungen und zum Schiedsspruch vom 21. Ok-

NU desagt , dab allen Arbeitern eine Lohnerhöhung von
nz,Dozent ab Montag , den 24. Oktober, zugesprochen wird . Aus
^ «r a/ o Prozent Lohnerhöhung , die die Unternehmer am 14. Ok-
*1̂ 4 « " » durch Schiedsspruch festgesetzt gesehen hätten , wurden
^ »tung

^nt . ^ ixse Lohnerhöhung ist für alle Arbeiter von grober

W t aröher ist aber der Erfolg , der in den f r e i e n B e r e i n »
« zwischen den Gewerkschaften und den Unter «

m+jc * * * & ließt . Mit hör tfttmofhiittit in * 91rft *H ailt hio itiiddoe

wieder eingestellt. Kontraktbruchstrafen dürfen
'
« ich,

werden. Dort , wo es bereits geschehen ist, find ft,
b . > * _ At . _ _ nr < . p w. .. _ . .
?!,

l)&ten«r?.ta (*äUäa öien. Die aus Anlab der Kündigungsaktion ge-
" «« Arbeiter werden wieder eingestellt. Das Arbeitsver -

*^>»«r ,„ " ^ urch den Streik als nicht unterbrochen, so dab den
K>I « rbelt Zurückkehrenden alle tariflichen Rechte in bezug
»Xystio» ? iw. gewahrt bleiben . Die Betriebsräte üben ihre

®*w*t aus , sie werden die Belegschaften jetzt , wo der

E M I t * A f z v * " I v b V I < V I I ( U U II V ( • II Ul M I I H l m *

^ bath . ? » diegeramMontagzllrArbeitzurück . . .
M , K-r*' Kamps grobe moralische Erfolge gebracht. Er hat ge-
Ulzuhg

a."ach eine Arbeiterschaft, die in den Jahren nach der Um «
z?x»vf« ,r oft zu Putschen mibbraucht wurde , gewerkschaftliche
Nl 5,,,

*“ . xren vermag . Der mitteldeutsche Braunkobtenarbeitet «
M w , ««» Menetekel für alle Unternehmer im Bergbau . Er
?r<lst b. r„ ""b die Arbeiterschaft im Berghau sich wieder auf ihre
l» töt bl»

"
« " " ud gewillt ist, nach gewerkschaftliche » Metho-

h xllen dev«^ ?Esierung ihrer Lage zu kämpfen. Möge diese Lehre
* * i t < i * , (5en Bergreviere « verstanden werden, siezeigtder

^ i
" Schaft Wege des Aufstiegs !"

Me daß auch die Arbeiterschaft in . Mittelbaden
glichen möge . Sowohl die Stärke der gewerk -
Rr vjls

" ^ der politischen Organisation lassen hier noch
wünschen übrig , ebenso die Verbreitung des"

^ iter
^ E u n d . Ohne diese Waffen keinen Erfolg für die

^^ Leltinternationale der Gewerkschaften

„■«es
Jatbiecn “ Gkmti

wüos9Kl !tfrtA frtttvt -j» QLti4tj ]4i>r rtlei ai >

&I1} (3nt «m<rttonalen Gewerkschafts-Bund ) waren bis

des
°
88

^
8f dem jüngsten

in^ ^ arernarionaten v»ewerv>chafts-B
i autzerhalb Europas nur die K
^ „ tDetifo.“ ^ werkschaften angeschlossen . Noini

gewe - - • ■ -
n und

. , . . , Nominell zählte auch
Üandeszentwle Süd -Aftikas zu den

Pariser — Kongreb

î irikö^ ^ drre zugegen. Mit ihnen , sowie besonders mit den
? l et «karbigen" Arbeitern , die durch einen Vollblüt¬
igen hi, n waren , tritt der JGB . »um ersten Mal « über den

r die alle — 26 an der Zahl — dem JGB
. > bereits weit über den Rahmen des JGB auber-

lA^sten Mitglieder werben. Nach den Angaben des
Wirkte bes JGB hatten di« internationalen BerUis-

' der« , Mitglieder in folgenden aUbereurovaischen Län-
iche Landeszentralen dem JGB noch nicht

n ^xle) ,
Bergarbeiter ^ Seeleute (Tvansportarbeiterinler -

JÄna ^ terr,
0 t“nflefteIIte , Indonesien ( Niederländisch-Jndien ) :

S **' *<»: Eisenbahner (Transv .) . Bereinigte Staate « von
Mbunvö ^ ^beiter (400 000) , Maler und Tapezierer (115 000) .
^ ? rt«rin?O" "^.' ter ( 165 060) , vutarbeiter , Schuhmacher (Leder-

Bäcker und Konditoren (NabrungsMittel -

K a r l s r u h e. 25 . Okt . 1927.
Heute war als einziger Punkt der Sitzung die bei der letz¬

ten Versammlung vertagte Beratung der W o h n u n g s -
bauvorlags . Wie bei fvüheren Beratunßen des Woh¬
nungsbaues hat auch heute wieder der Redestrom stark ein¬

gesetzt , aber viel Neues gab es im allgemeinen nicht . Leben
m die Debatte brachte eigentlich nur der sozialdemo¬
kratische Antrag , der vorzugsweise den Kleinwoh¬
nungsbau bei der Bezuschuffung berücksichtigt haben wollte ,
die Zuschüsie für kleine Wohnungen prozentual stärker ver¬
langt als für große Wohnungen und außerdem einen Ein¬
fluß der Stadt bei der Mietfestsetzung bei den von der Stadt
bezuschußten Wohmntgen fordert . Ein solcher sozial äußerst
gerechter und daher im Interesse der vielen Wohnungsuchen¬
den aus den unteren Ständen liegender Antrag entsprach na¬
türlich nicht der privatkapitalistischen und hausbesitzerfreund¬
lichen Tendenz der Mehrheit des Hauses und die Sprecher
der bürgerlichen Parteien hatten recht viel an ihm auszu¬
setzen . Es geht eben um den heiligen Profit , es handelt sich
darum , dem so üppig emporsteigenden Mietwucher bei neuen
von der Stadt mit Zuschuß bedachten Wohnungen den Gar¬
aus zu machen uüd wenn es sich um derlei Dinge dreht , dann
versagt das Karlsruher Stadtparlament in seiner Mehrheit .
In recht überzeugender Weise — wenn man sich überzeugen
lassen wollte — begründete Een . Dr . E n g l e r den sozial¬
demokratischen Standpunkt und Antrag . Er forderte kate¬
gorisch, daß die Gelder der Stadt nicht zu spekulativen Zwek-
ken und zum Mietwucher benützt werden dürfen . Und die
weiteren sozialdemokratischen Redner , die Gen . Philipp
und Trittks , hielten Abrechnung mit den hausbesitzer -
freundlichen bürgerlichen Rednern . Einer unserer Sprecher
anerkannte die Tätigkeit des Bürgermeisters Schneider für
den Wohnungsbau , verlangte aber mehr sozialen Ein¬
schlag im Gegensatz zu der von der Stadtverwaltung be¬
liebten privatkapitalistischen Tendenz . Aus den Reden
unserer Sprecher wurde immer wieder darauf abgehoben ,
daß die Genossenschaften billiger bauen , niederere
Mieten haben als die privaten Bauherren . Merkwürdiger¬
weise ging Bürgermeister Schneider in seiner Verteidi¬
gungsrede gerade auf diesen Punkt gar nicht ein . Und wei¬

terhin ist merkwürdig , daß , sobald man vom Profit der

Hausbesitzer spricht , letztere in geradezu auffallender Weise
Aöich nervös werden .

Der Antrag der Sozialdemokratie wurde dem Stadtrat
überwiesen und daß er sowie die Reden unserer Genossen
am Vürgermeistertische nicht ohne Wirkung blieben , beweist
die sehr betonte Versicherung des Oberbürgermeisters , daß
die Sache im Stadtrat sehr ernst behandelt werde .

Die Vorlage selbst fand sodann nach 2tz^ stündiger Bera¬

tung einstimmig Annahme .

Sitzungsbericht
Oberbürgermeister Dr . Finter eröffnet um X6 Uhr die Sitzung.

Die Verlesung der Präsenzliste ergibt die Anwesenheit von 83 Ver¬
tretern .

Hierauf wird in die Beratung der Vorlage
Wohnungsbau 1327

eingetreten . Die Vorlage besagt im wesentlichsten, dab der für
den Wohnungsbau 1927 festgesetzte Betrag von 7 535 000 <M. auf
9 885 000 Jt erhöht wird . Die Sozialdemokratie stellt zu der Vor¬
lage folgenden Antrag :

Die Unterzeichneten beantragen , dab städtische Bauzuschüfie vor¬
zugsweise für 2- und 3-Zimmerwohn «ngen gegeben werden in der
Weise» dab gröbere Wohnungen einen prozentual geringeren stWi -
schen Bauzuschuh erhalten . Ferner beantragen wir , dab die Mie¬
ten für sämtliche Wohnungen , die mit städtischen Zuschüssen er¬
baut werden, von der Stadtverwaltung entsprechend dem tatsäch¬
lichen Bauaufwand festznsetzen sind.

Als erste Rednerin spricht Frau Leiser (Aufw .) . Sie stimmt
der Vorlage zu und meint , dab der Aufwertnngsschwindel eine
Besserung des inländischen Geldmarktes verhindere, worunter auch
der Wohnungsbau leide. Die Mietfteigerungserträgnisse hätten
zum Wohnungsbau verwendet werden müssen . Als die Rednerin
bemerkt, dah sie selbst Hausbesitzerin gewesen sei , kommt der Zwi¬
schenruf von den Deutschnationalen : Gewesen! Zwischenruf des
Gen. Schwerdt : Jetzt bat sie nichts mehr, Ihr (zu den Deutschnatio-
nalen ) üabt es aber ! Rednerin betont sodann, dab ihre Fraktion
den sozialdemokratischenAntrag ablehne.

Der Oberbürgermeister gibt den abgeänderten sozialdemokrati¬
schen Antrag bekannt.

Stadtv . Dr . Engler (Soz .)
kommt zunächst auf den sozialdemokratischen Antrag zu sprechen ,
der nun abgeändert vorliege . Es ist nicht so , dab grobe Familien
auch grobe Wohnungen haben , oft ist das Gegenteil der Fall . Nicht
die Zahl der Kinder bestimmt beute die Größe der Wohnung , son¬
dern wie man steht , hausen heute die größten Familien in recht
kleinen Wohnungen . Gröbere Wohnungen sollten nur bezuschubt
werden, wenn ein Bedürfnis dazu vorliegt . Ein Anspruch auf eine
sog. standesgemäbe Wohnung besteht nicht, denri wer sich keine 6-
Zimmerwohnung leisten kann, mub eben eine kleinere Wohnung
nehmen. Der eine grobe Webnung sich zu leisten imstande ist , der hat
keinen Anspruch auf öffentliche Mittel . Es darf mit städt. Banzu -
fchüsien keine Spekulation getrieben werden , deshalb verlangen wir ,
dab die Stadt bei bezufchnbten Wohnungen einen Einflub anf die
Mietkestfötzung haben mub. Redner zeigt an einem Rundschreiben,
daß ein Haus , das 1096 Ji an Verzinsung und Amortisation er¬
fordere, 2160 Ji Miete einbringe . Um Spekulation zu betreiben ,
dürfen keine öffentlichen Mittel gegeben werden. Grundsatz mub
sein, zuerst 2- oder 3-Zimmerwohnungen zu bauen . Dab man auch
billiger bauen kann, zeigt die Gartenstadt Rüppurr , die ihren klein¬
sten Typ eines Einfamilienhauses vün 3 Zimmer mit 55 M und die
gröberen mit 65 -4t Miete abgibt . Ob angesichts dieser Tatsache es
das richtige ist, daß die Baugenossenschaften nur ein
Drittel der Bauzuschüsse erhielten und die Private zwei Drittel ,
darf denn doch bezweifelt werden. Vielerorts bauen die Städte
selbst Wobnüngen . (Gemurmel bei den Hausbesitzern!) . Gen . Dr .
Engler fortfabrend und sich zu den Hausbesitzern wendend : Werden
Sie doch nicht so nervös , wevn man von ibrem Gewinn redet.

arbetter -Jnteinational «) , Hafenarbeiter (Transp .) ,
Diamantenarbeiter , Brasilien : Hutarbeiter , Kutscher
Kanarische Inseln : Transpottarbeiter .

In der letzten Zeit (nach dem 1 . Januar 1926) haben sich
femer den internationalen Berufssekretariaten 2 Eeeleute -Der«
bände (Transv .Arb .Jnt .) Indiens mit insgesamt 50 000 Mitglie¬
dern , die Holzarbeiter (352 000) und Metallarbeiter der Bereinig .

Was die Genossen schäften leisten können, müssen auch dkö
Private leisten können . Wer öffentliche Mittel beansprucht, darf
keine Spekulation und kein Wucher treiben . Eine Reibe von
Städten hat schon durchgeführt, dab nur 2- und 3-Zimmerwobnungen
bezuschubt werden. Es ist besser , zwei 3-Zimmerwobnungen zu
bauen anstatt nur eine 6-Zimmerwobnung . Die Bürgermeister und
den Stadtrat ersuche ich, zu prüfen , wie in Verbindung mit ge¬
meinwirtschaftlichen Organisationen die Wohnungsfrage besser ge¬
löst werden kann als dies bisher der Fall war .

Bürgermeister Schneider betont , dab eine Staffelung schon
durchgeführi sei. Der Zuschub ist bei den ersten 50 Quadratmetern
90 -4t, bei den zweiten 50 Quadratmetern 50 M, bei den dritten
50 Quadratmetern 20 -4t . Wohnungen mit über 150 Quadratmeter
werden nicht bezuschubt .

Stadtrat Bauer (Komm.) svttcht ebenfalls zusnnsten des Baues
von Kleinwobnnngen und dab die Stadt und die Genossenschaften
bauen ' sollten. Er wendet sich gegen den Mietzinswucher und pole¬
misiert gegen den Stadtv . Schwarz, der auffallenderwöise schnell
Hausbesitzer geworden sei.

Stadv . Klingenfub (Bürg . Vgg.) bricht eine Lanze für die
Hausbesitzer und ktttisiert den Bau der Flachhäuser an der Park¬
strabe. Er wendet sich gegen den sozialdemokratischen Antrag , der
hauptsächlich Kinderreiche treffe. Er wünscht sodann, daß bei be-
zuschubten Bauten nur Karlsruher HMdwerker berücksichtigt wer¬
den dürfen .

Stadtv . Braun (Dem.) ist mit dem sozialdemokratischenAntrag
von der letzten Sitzung ebenfalls nicht einverstanden und zwar im
Interesse der Wobnungskultur . Die 2 Zimmerwobnung sei ein
Notbehelf , die Wobnung der Kinderlosen . Den sozialdemokratischen
Anttag , dab vorzugsweise 2 - und 3-Zimmerwobnungen bezuschubt
werden sollen, könne man akzeptieren, wie er auch wünsche , daß
eine gut« Zusammenarbeit zwischen Baugenosienschasten und Stadt¬
verwaltung stattfinden möge. Das Familienhaus mit Garten sei
ein Ideal . Wenn nur Karlsruher Handwerker die Arbeit erhalten
sollen, dann sei auch notwendig , dab die Preise dementsprechend
seien .

Stadtv . Hebinger (Ztr .) erinnert daran , daß zu der Zeit , als
der Vau von Wohnungen noch nicht rentabel war , die Genosien-
schüften sich für den Wohnungsbau einsetzten . Der Bauzuschnb dürfe
nicht zu Svekulationszwecken verwendet werden. Wenn es so sei,
wie Herr Dr . Engler an einem Rundschreiben gezeigt habe , dab
1800 M verdient werden, so müsse dem gesteuert werden. Heute
würden viele eine gröbere Wohnung nehmen, aber das Einkommen
reiche dazu nicht aus . Redner beschäftigt sich mit Fragen der Woh-
nungsvroduktton , Rationalisierung und Typisierung , sowie der
Bodenspekulation. Es liege kein Anlab für den sozialdemokrattfchen
Antrag vor . Der gemeindliche Wohnungsbau könne nicht befür¬
wortet werden. Die 2-Zimmerwobnung,dürfe nicht die Rormal -
wohnung sein .

*

Stadtv . Deines (D . Vvt .) ist mit dem Resultat von 1927 zu¬
frieden . Die größte Zahl der gebauten Wohnungen werde sich in
3- und 4-Zimmerwobnungen bewegen. In Karlsruhe sei gut ge¬
baut worden. Je mehr Wohnungen , desto besser würden sich die
Preise ansgleichen. Wenn der sozialdemokrattsche Antrag berücksich¬
tigt würde , würde man sich ins eigene Fleisch schneiden . Eine reine
Svekutationsvolitik sei auch nicht der Standpunkt der Hausbesitzer.
Redner setzt sich des weiteren für die Hausbesitzer ein und vertei¬
digt die beuttgen Mieten , auch solche für die Geschäftsräume.

Stadt rat Philipp (Soz .) : ^
Das Kontrollrecht in der Mietfestsetzung, wie es der sozialdemo»

kmtrsche Antrag will , ist in Ordnung . Und wenn es den Haus¬
besitzern so schlecht gebt, wie ste es darstellen , dann sollten sie ftoü
sein , dab die Stadt die Mieten festsetzt. Die hoben Mieten sind
keine Einzelerscheinung. In der Äugartenstrabe steht ein Haus ,
das 29 000 M Baukosten verursacht und das 5220 -4t Mete ein¬
bringt . Die Genossenschaften haben niederere Mieten wie sie sich
in den Privatbauten belaufen , deshalb verlangen wir , dab die
Stadt selbst oder in Verbindung mit den Genossenschaften baut .
Der Antrag der sozialdemokratischen Partei auf Bevorzugung der
Kleinwohnungen ist gerecht wie auch derjenige Teil des Antrages ,
der die Kontrolle der Miete will . Wer ehrlich bandelt , braucht
vor diesem Antrag keine Angst zu haben.

Stadtv . Trinks (So ».) :
Aus verschiedenen Reden klingt bervm : Frei « Bahn dem Woh¬

nungswucher ! Wir haben unseren ersten Antrag geändett , weil
wir wußten , dab im hiesigen Bllrgerausschub nicht so viel soziales
Verständnis vorhanden ist , wie es unser Antrag erfordett . Es ist
kaum verständlich, daß gegen unseren jetzigen Antrag gestimmt wer¬
den kann. Zweizimmerwohnungen sind deshalb notwendig , weil
die Leute für ein« gröbere Wohnung nicht das Geld aufbttnsen .
Mr bitten , unseren Antrag anzunehmen.

Wir anerkennen, was Bürgermeister Schneider geleistet bat ,
aber es mub mehr soziales Oel in die diesige Wobnungsbaupolitir
kommen .

Stadtv . Brau » (Dem .) will den sozialdemokratischen Antrag
geändett wissen und Stadtv . Deines (D . Vvt .) bezweifelt die Rich-
tigkeHt des von Stadtrat Philipp erwähnten Beispiels .

Bürgermeister Schneider betont , daß die Wahl des Wobnungs -
typs im allgemeinen dem überlassen bleiben soll, der sie absetzen
will . Was gebaut worden sei, seien 70 Prozent Kleinwohnungen
und 30 Prozent solcher über 4 Zimmer . Dasselbe Verhältnis sei
auch vor dem Kriege gewesen . Der Bau von Eroßwobnungen habe
etwas abgenommen. Private und Genosienschaften ständen gleich .
Dieser Zustand entspreche «lischt dem Bedürfnis , es sollten mehr
Kleinwohnungen erstellt werden . Die Frage der Berücksichtigung
der Kleinwohnungen werde erneut geprüft . Dab in Neuwohnungen
oft mebr Miete wie notwendig verlangt würde , könne Vorkommen ,
aber wenn genügend Wohnungen da seien, werde sich der Mietpreis
senken . Man könne wobl in die Betträge entsprechende Be¬
stimmungen hineinschreiben, aber fraglich sek dt« Möglichkett, ihnen
den nötisen Nachdruck zur Erfüllung zu verleihen . Wer heute
baue, trage auch ein grobes Risiko , denn man feii> dabei, di« Bau »
kostenvreise berunterzusetzen. Es sei die Gefahr vorhanden , dab
dann die Baudarlehensnehmer , wenn ihnen eine Zwangsmiete auf-
erlegt werde, sich an die Stadt wenden würden, zwecks Nachlasses
eines Teils des Bauzuschusses . Um dies« Gefahr abzuwenden. soll
die Stadt bei der Mienestsetzung nicht Mitwirken.

Vor der Absttmmung gibt der Vorsitzende bekannt, daß der
Stadtrat den Antrag der sozialdemokratischen Partei sehr ernst be¬
raten werde. Rach der Eemeindeordnung sei eine Abstimmung
nutzlos. . ^

Di« Abstimmung ergibt die etitzsttmmttge Annahme der Vorlage .

te« Staaten , die Holzarbeiter Kubas u . a. anseschlossen . D4«s«
bei weitem noch nicht genügend beachtete Werbttättgkeit der inter¬
nationalen Berufssekretariate «&««* den Weg kür den Anschluß
neuer aubereurovaischer Gewerkschaftszenftalen an den JGB . und
erleichtett äinen allmählichen Ausbau der Amsterdamer Jnternatto -
nale zu einer Welttnternationale der Gewerkschaften .

h: Kohlengroßhandlung Steffanienstr . 74 \ %
Tel. 815,816,817
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